
StVollstrO: § 59a Fahrverbot

§ 59a  Fahrverbot 
 
(1) 1Ist ein Fahrverbot ausgesprochen worden, so wird ein von einer deutschen Behörde erteilter 
Führerschein für die Dauer des Fahrverbots bei den Strafakten oder, falls ein Vollstreckungsheft angelegt 
wird, bei diesem verwahrt (vergleiche § 44 Absatz 2 Satz 2 StGB). 2Eine andere Art der Aufbewahrung kann 
angeordnet werden.

(2) 1Sofern die verurteilte Person nicht erklärt hat, dass sie den Führerschein abholen werde, wird dieser ihr 
so rechtzeitig durch eingeschriebenen Brief zugesandt, dass er am letzten Tag der Verbotsfrist (vergleiche 
Absatz 5 sowie § 44 Absatz 3, § 51 Absatz 5 StGB) bei ihr eintrifft. 2Der verurteilten Person wird bei der 
Rückgabe mitgeteilt, zu welchem Zeitpunkt ein Fahrverbot endet. 3Ist der Führerschein von einer 
Dienststelle der Bundeswehr erteilt worden, wird er der oder dem Disziplinarvorgesetzten der verurteilten 
Person so rechtzeitig vor Ablauf der Verbotsfrist übersandt, dass er ihr am letzten Tage der Verbotsfrist, der 
in dem Übersendungsschreiben anzugeben ist, ausgehändigt werden kann.

(3) 1Ist der Führerschein von einer Behörde eines Mitgliedstaates der Europäischen Union oder eines 
anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum ausgestellt worden und 
hat die Inhaberin oder der Inhaber ihren oder seinen ordentlichen Wohnsitz im Inland, so gilt Absatz 1 
entsprechend. 2Ist gegen die Inhaberin oder den Inhaber eines sonstigen ausländischen Führerscheins ein 
Fahrverbot ausgesprochen worden, so werden das Fahrverbot und seine Dauer in dem Führerschein 
vermerkt (vergleiche § 44 Absatz 2 Satz 4 StGB). 3§ 56 Absatz 2 Satz 5 gilt entsprechend.

(4) 1Befindet sich der Führerschein noch nicht in behördlichem Gewahrsam, so fordert die 
Vollstreckungsbehörde die verurteilte Person zur Herausgabe auf und belehrt sie über den Beginn des 
Fahrverbots, wenn sich aus den Akten ergibt, dass die vorgeschriebene Belehrung (§§ 268c, 409 StPO) 
unterblieben ist.
2Gibt die verurteilte Person den Führerschein nicht freiwillig heraus, so ordnet die Vollstreckungsbehörde 
die Beschlagnahme an (§ 463b Absatz 1 und 2 StPO). 3Wird der Führerschein nicht vorgefunden, so ist 
nach § 463b Absatz 3 StPO zu verfahren.

(5) 1Für die Berechnung der Dauer des Fahrverbots (§ 44 Absatz 3, § 51 Absatz 5 StGB) gelten die 
Vorschriften des § 37 Absatz 2, 4 und 5, des § 39 Absatz 4 und des § 40 Absatz 1 sinngemäß. 2Die 
Verbotsfrist beginnt mit Eingang des Führerscheins bei der zuständigen Vollstreckungsbehörde, nicht 
jedoch vor Rechtskraft der Entscheidung. 3Gelangt der Führerschein zur Vollstreckung des Fahrverbots 
zunächst in den Gewahrsam einer anderen Stelle, die mit der Verfolgung oder Ahndung von Straftaten oder 
Ordnungswidrigkeiten, aufgrund derer ein Fahrverbot verhängt werden kann, oder mit der Vollstreckung von 
Fahrverboten befasst ist, wird die Verwahrzeit in die Verbotszeit eingerechnet. 4Ist der verurteilten Person 
ein in Absatz 2 Satz 3 bezeichneter Führerschein von der oder dem Vorgesetzten zur Weiterleitung an die 
Vollstreckungsbehörde abgenommen worden, so wird die Zeit zwischen der Abnahme des Führerscheins 
und seinem Zugang bei der Vollstreckungsbehörde in die Verbotsfrist eingerechnet. 5Sind gegen den Täter 
mehrere Fahrverbote rechtskräftig verhängt worden, so sind diese nacheinander zu vollstrecken, wobei die 
Verbotsfrist des späteren Fahrverbots erst mit Ablauf des vorangegangenen Fahrverbots beginnt.


